
dort unter „Verbrechen“ sowohl Verbrechen als auch 
Vergehen nach § 1 StGB verstanden werden, hat auch 
die Verordnung zum Schutze des Volkseigentums nicht 
mehr den formellen Verbrechensbegriff des § 1 StGB 
verwandt, sondern den materiellen Begriff, unter den 
Verbrechen und Vergehen fallen. Daß unter Beibehal­
tung des Wortes „Verbrechen“ der Verbrechensbegriff 
einen anderen Inhalt bekommen hat, ergibt sich auch 
aus § 4 des Einführungsgesetzes zur StPO.

§§ 217, 220 StPO.
Der Erhebung einer Nachtragsanklage gemäß § 217 

StPO bedarf es dann nicht, wenn sich das im Eröff­
nungsbeschluß bezeichnete Verbrechen auf Grund des 
Ergebnisses der Hauptverhandlung in Einzelheiten 
seiner Begehung anders darstellt, als es die Anklage 
auf Grund der bisherigen Ermittlungen angenommen 
hatte.

KG, Urt. vom 17. Februar 1953 — (1) Ila 397/52 (47/53).
§§ 211, 220 StPO. Aus den G r ü n d e n :
Die telefonische Einholung einer gutachtlichen 

Äußerung des Sachverständigen durch den Vorsitzenden 
während der Hauptverhandlung' verletzt das Gesetz 
und ist mit dem Prinzip der Öffentlichkeit, Mündlich­
keit und Unmittelbarkeit der Hauptverhandlung un­
vereinbar.

KG, Urt. vom 13. März 1953 — (1) Id 185/52 (111/53).

A u s  d e n  G r ü n d e n :
Zutreffend rügen die Berufungen unzureichende Auf­

klärung des Sachverhalts,. Die Feststellungen des Ur­
teils über den Blutalkoholgehalt bei den Angeklagten 
stützen sich auf eine telefonische Mitteilung des Unter­
suchungsergebnisses. Dies ist unzulässig und stellt eine 
Verletzung der Prinzipien der Unmittelbarkeit und 
Mündlichkeit des Strafverfahrens dar. Das Gericht hat 
§ 211 StPO verletzt, indem es nicht entsprechend dieser 
Vorschrift entweder ein schriftliches Gutachten zur 
Verlesung gebracht oder einen Sachverständigen 
in der Hauptverhandlung gehört hat. Da sich die 
Schlußfolgerungen des Gerichts über das Vorliegen der 
Zurechnungsfähigkeit bzw. verminderten Zurechnungs­
fähigkeit nur auf die telefonische Mitteilung aus dem 
Krankenhaus der Volkspolizei stützen, hat das Gericht 
gleichzeitig gegen § 220 StPO verstoßen.

Die Verteidigung des Angeklagten rügt die Verlet­
zung des § 220 StPO. Diese Einwendung ist nicht ge­
eignet, die Berufung zu begründen. Entgegen der 
Auffassung des diesbezüglichen Berufungsvorbringens 
bedurfte es im vorliegenden Verfahren keiner Erwei­
terung der Anklage nach § 217 StPO. In der Anklage 
und dem Eröffnungsbeschluß wurde dem Angeklagten 
zur Last gelegt, u. a. etwa 300 kg Schrott nach West­
berlin ungenehmigt verbracht zu haben. In der Haupt­
verhandlung stellte sich das diesbezügliche Verhalten 
des Angeklagten jedoch in der Weise dar, daß er diesen 
Schrott im demokratischen Sektor gegen defekte Mo- 
tore eingetauscht hat und zumindest einen dieser 
Motore nach Westberlin verbrachte. § 220 StPO be­
stimmt ausdrücklich, daß der Gegenstand der Urteils­
findung das in der Anklage bezeichnete Verhalten des 
Angeklagten ist, wie es sich nach dem Ergebnis der 
Verhandlung darstellt. Der Strafsenat des Stadtgerichts 
hat die Verfahrensvorschrift des § 220 StPO nicht 
verletzt, wenn er ohne Erweiterung der Anklage zur 
Verurteilung gelangte, obwohl sich in der Hauptver­
handlung herausstellte, daß der Angeklagte nicht 
Schrott in Form von alten Schrauben, Nieten und 
Eisenträgern, sondern auf einem Schrottplatz einge­
tauschte defekte Motore beiseitegeschafft hat.

f ; f- ' •••'

L i t e r a t u r
__________ __________ _____

Marx-Engels-Lenin-Stalin, Zur Deutschen Geschichte, Bd. I
(Von der Frühzeit bis zum 18. Jahrhundert), Dietz' Verlag,
Berlin 1953, 777 S., Preis 8,— DM.
Diese Neuerscheinung zum Karl-Marx-Jahr ist der erste Teil 

eines dreibändigen Sammelwerkes, in dem die Schriften, No­
tizen, Aussprüche und Briefe der Klassiker des Marxismus- 
Leninismus zur deutschen Geschichte zusammengefaßt sind.

Schon mehrfach ist von führenden Persönlichkeiten unseres 
Staates darauf hingewiesen worden, welch große Bedeutung 
das wissenschaftliche Studium der deutschen Geschichte, vor 
allem der revolutionären Traditionen des deutschen Volkes, 
für den Kampf um die nationale Einheit Deutschlands und die 
Pflege unseres großen Kulturerbes hat. Bereits der vorliegende 
erste Band des Sammelwerkes zeigt, daß unsere Klassiker für 
das vertiefte Studium der deutschen Geschichte uns wie auf 
allen Gebieten eine wertvolle und unentbehrliche Hilfe geben.

Der vorliegende Band enthält die Arbeiten Engels' zur Ge­
schichte der Urgermanen, die uns ein eingehendes, zusammen- 
hängehdes Studium der Geschichte der deutschen Frühzeit 
ermöglichen. Diese Arbeiten — die Gens und die Staatsbildung 
der Deutschen, did ersten Kämpfe mit den Römern, die deut­
schen Stämme, die Umwälzung der Grundbesitzverhältnisse, 
der fränkische Dialekt, die Mark usw. — zeigen die gesellschaft­
liche Ordnung der alten Deutschen, ihre kulturelle und poli­
tische Entwicklung, die Entwicklung der ökonomischen Ver­
hältnisse, insbesondere des Grundeigentums. Wir lernen hier 
alle die gesellschaftlichen Prozesse kennen, die in Deutschland 
zum Feudalismus führten und ihn begründeten. Auch für die 
rechtswissenschaftliche Forschung sind die genannten Arbeiten 
bedeutsam, weil Engels wiederholt auf die Rolle der juristi­
schen Anschauungen und Einrichtungen in der Frühzeit der 
deutschen Geschichte eingeht. So schildert er uns z. B. den 
Versuch der Römer, vermittels des römischen Rechts die ger­
manischen Stämme zu unterjochen (S. 53), und er zeigt zu­
gleich, wie dieser Versuch scheitern mußte, weil die ökonomi­
schen Verhältnisse des Gemeineigentums der Deutschen an 
Grund und Boden für eine „Rezeption des römischen Rechts“ 
nicht reif waren.

Engels hebt die persönliche Tüchtigkeit und Tapferkeit der 
Germanen, ihren Freiheitssinn und ihren demokratischen Sinn 
hervor, Eigenschaften, die sich in der nationalen Befreiung 
von der römischen Unterjochung in der Schlacht im Teuto­
burger Wald bewährten. Mit Recht sagt er deshalb in der 
Vorrede zu „Der deutsche Bauernkrieg“: „Auch das deutsche 
Volk hat seine revolutionäre Tradition. Es gab eine Zeit, wo

Deutschland Charaktere hervorbrachte, die sich den besten 
Leuten der Revolutionen anderer Länder an die Seite stellen 
k ö n n e n . . . S c h w e r p u n k t  des vorliegenden Bandes ist das 
Werk „Der deutsche Bauernkrieg“. Aus dieser Geschichte der 
ersten nationalen Erhebung des deutschen Volkes können wir 
immer neue revolutionäre Kräfte schöpfen. In der Arbeit „Der 
Verfall des Feudalismus und das Aufkommen der Bourgeoisie“ 
weist Engels auf die Hebelwirkung des römischen Rechts und 
die Rolle des Juristenstandes beim Kampf des aufkommenden 
Bürgertums gegen den Feudalismus hin (S. 163).

Die „Chronologischen Auszüge“ Marx’ zur „Weltgeschichte“ 
von Schlosser, die insoweit abgedruckt worden sind, als sie 
die Geschichte der Reformation und der Kriege des 16. und 
der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts umfassen, geben einen 
ausgezeichneten und weit ins einzelne gehenden Überblick 
über diese Periode der deutschen Geschichte. In diesen Aus­
zügen hat Marx viele Tatsachen festgehalten, die sich bei 
Schlosser nicht finden, und zugleich Fehler und Ungenauig­
keiten berichtigt. Diese „Auszüge“ sind ein ausgezeichnetes 
Beispiel der ungeheuer sorgfältigen Arbeitsweise Marx’. Sie 
zeigen, daß und in welcher Weise von den Vertretern der 
bürgerlichen historischen Wissenschaft zusammengestelltes 
Tatsachenmaterial verwendet und kritisch angeeignet werden 
kann.

Am Schluß dieses ersten Bandes finden sich eine Reihe der 
Arbeiten von Marx und Engels, die das Entstehen des reak­
tionären Preußentums und die Geschichte der preußischen 
Bauern behandeln.

Im Anhang sind Auszüge aus Briefen von Marx und Engels 
veröffentlicht, die sich mit der Geschichte Deutschlands bis 
zum Ende des 18. Jahrhunderts befassen. Ausführliche Anmer­
kungen, Quellen- und Literaturhinweise sowie Personen- und 
Sachregister erleichtern das Studium des Buches.

Der vorliegende erste Teil des Sammelwerkes wird vor allem 
dem rechtshistorisch forschenden Juristen wertvolle Hinweise 
geben. Er ermöglicht aber auch allen in der Praxis tätigen 
Juristen, die Geschichte unseres Landes und Volkes auf der 
Grundlage von Werken der Klassiker des Marxismus-Leninis­
mus zu studieren. Gerade auf diesem Gebiet ist auch von den 
Juristen noch viel aufzuholen. Dr. Kurt G ö r n e r
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